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WasdieZuwanderung anheizt
Europapolitik Die Personenfreizügigkeit habe gar keinen grossen Effekt

auf die Zuwanderung, sagt ein Experte. Viel entscheidender sei die Konjunktur.

Maja Briner

SVP und Auns haben letzte Wo-
che ihre «Begrenzungs-Initiati-
ve» lanciert.DasZiel:DieKündi-
gung der Personenfreizügigkeit,
umdieZuwanderungausderEU
zu dämpfen. Diese ist zuletzt
indes deutlich zurückgegangen.
Grund dafür sei die Konjunktur,
heisst es beimBund:Während in
der Schweiz der starke Franken
nachwievor seineSpurenhinter-
lässt, ginges indenNachbarstaa-
tenwirtschaftlich bergauf.

Experten beobachten diesen
Zusammenhang schon lange.
«Die Zuwanderung war immer
sehr starkvonderKonjunktur ab-
hängig», sagt Arbeitsmarktöko-
nomGeorgeSheldon.DiePerso-
nenfreizügigkeit mit der EU, die
ab 2002 schrittweise eingeführt
wurde, hatte gemäss seinen
Untersuchungen hingegen kei-
nen grossen Einfluss auf die Zu-
wanderung. «Der starkeAnstieg
hatMitteder 1990er-Jahreeinge-
setzt – also noch unter demalten
Kontingentsystem», sagt Shel-
don. Die Wirtschaft befand sich
damals im Aufschwung und
brauchtemehr Arbeitnehmer.

Einwanderer
bleiben länger

Zahlen desBundes zeigen indes,
dass die Zuwanderung ab 2007
deutlich stieg. Ab dann galt die
vollständige Personenfreizügig-
keit, gleichzeitig heizte die Fi-
nanzkrise die Zuwanderung an.
Innert eines Jahres kletterte die
ZahlderZuwandererdamals von
rund 100000 auf 140000.Die-
se Statistik bezieht sich aber nur
auf die ständige Wohnbevölke-
rung. Das verzerre das Bild, sagt
Sheldon: Er hat bei seinerUnter-
suchungauch jeneAusländerbe-
rücksichtigt, die weniger als ein
Jahr im Land sind. Gemäss sei-
nen Berechnungen für 1991 bis
2012wardieZuwanderung2002
am höchsten – also vor Einfüh-
rung der Personenfreizügigkeit.

Es gibt jedoch einen Unter-
schied: «In den 1990er-Jahren
wardieZuwanderung stark, aber

die Rückwanderung auch», sagt
er. Ab 2002 habe sich dies geän-
dert.WegenderPersonenfreizü-
gigkeit können Zuwanderer län-
gerbleiben–unddas tunsieauch.

Dämpfer fürKonjunktur
undZuwanderung

Sheldonsagt, eineKündigungder
Personenfreizügigkeitwürdedie
Zuwanderung vorübergehend
bremsen – jedoch nicht wegen
des Kontingentssystems. Dieses
dürfte auch künftig auf dieWirt-
schaft ausgerichtet und entspre-
chendgrosszügigbemessen sein.
WegendesWegfalls derBilatera-
len I nach der Kündigung dürfte
sich aber die Konjunktur abküh-
len,wasdieZuwanderungdämp-
fen würde. Allerdings zöge eine
schlechter laufende Wirtschaft
negative Folgen nach sich, etwa
mehr Arbeitslose. «Es ist nicht
besonders intelligent, das zu ris-
kieren für ein Phänomen, das so
gar nicht stattfindet», sagt er.

SVP-Nationalrat Thomas
Matter widerspricht. «Wer zur
StosszeitAutooderZug fährt, der
weiss,wiehochdieZuwanderung
ist.» Experten, die anderes be-
haupteten, «leben auf eineman-
derenPlaneten».Matter stört vor
allem, dass nur rund die Hälfte
der Einwanderer der Arbeit
wegenkommen.Tatsächlichwar
dies 2017 mit 47 Prozent der
wichtigsteEinwanderungsgrund.
An zweiter Stelle: der Familien-
nachzugmit 31 Prozent. «Es sol-
len so viele Einwanderer kom-
men, wie die Privatwirtschaft
braucht», sagt Matter. SVP und
Auns forderndaherdieRückkehr
zu Kontingenten.

AuchbeieinerKündigungdes
Freizügigkeitsabkommenskönn-
te die Schweiz die Zuwanderung
indes nur bedingt steuern – zu-
mindest mittelfristig. Das sagt
Migrationsrecht-ExperteAlberto
Achermann.Denn lautArtikel 23
des Abkommens würde ein Aus-
länder, der in der Schweiz lebt,
sein Aufenthaltsrecht nicht ver-
lieren.Und:«AuchderFamilien-
nachzug wäre sehr wahrschein-
lichmöglich», sagt Achermann.

47 Prozent der Einwanderer kommen wegen der Arbeit ins Land. Bild: Ennio Leanza/Keystone

«TrumpalsGast zu beherbergen,macht uns stolz»
Weltwirtschaftsforum DerDavoser LandammannTarzisius Caviezel ist eigentlicherGastgeber desWEF. Als solcher ist er

stolz darauf, dass er sowohl den amerikanischen als auch den chinesischen Präsidenten zu denGästen zählen darf.

TarzisiusCaviezel,wasalles
fällt beimWEFdenn indie
Zuständigkeit desLand­
ammannsundderGemeinde
Davos?
Das ist nur eine einzige, aber
gleichzeitig die schönste Sache:
Die Gemeinde Davos ist Gast-
geberin. Und als Landammann
darf ichderjenige sein, derdieser
Gastgeberfunktion Ausdruck
gibt. Darüber hinaus haben wir
mit der Organisation des WEF
nichts zu tun. Wir haben selbst-
verständlichdie Infrastruktur zur
Verfügung zu stellen, und wir
sind besorgt dafür, dass die Rah-
menbedingungen stimmen. Da-
rumkümmernwir uns natürlich.

SindSiewährenddesWEF
dennnochHerr imHaus?
Wenn Sie das Gemeindehaus
meinen, ist Folgendes zu sagen:
Wirhaben imRathauseinen sehr

schönen alten Saal, die Grosse
Stube. In ihr tagte früherdasPar-
lament. Diese Stube stammt aus
dem Jahr 1564 und hat wunder-
schöne Intarsien und Glasmale-
reien.Wir stellten sie inden letz-
ten Jahren immer dem Bundes-
präsidenten, aber auch den
übrigen Bundesräten zur Verfü-
gung, damit sie ihre Gäste und
Gesprächspartner in einemwür-
digenRahmenempfangenkonn-
ten. Trotzdem bin ich natürlich
noch Herr im Gemeindehaus.
Was aber Davos insgesamt be-
trifft, ist dies schon schwieriger
angesichts all der Persönlichkei-
ten, die jeweils anwesend sind.

MachtderLandammann
auchNetworkingamWEF?
Er macht es in jenem Mass, das
ihm zusteht. Ausmeiner Zeit als
Nationalrat kenne ich das politi-
sche Personal und jenes aus der

Verwaltung.DieseKontaktepfle-
ge ich. Es ist im Leben ja immer
ein Geben und Nehmen. Man
profitiert indiesenTagenvonuns
– etwa bei der Zurverfügungstel-
lungder erwähntenStube.Wenn
anderseits einmal dieGemeinde
Davos etwasbraucht, erlaube ich
mirdannauch, aufunkomplizier-
te Art undWeise auf diese Leute
zuzugehen.

IndiesemJahrkommtder
amerikanischePräsident.
Machtdas auch stolz?Trump
kommtnachDavos;Bern lässt
er links liegen.
Natürlich macht uns das stolz.
Wir waren es schon im letzten
Jahr, als der chinesische Präsi-
dent kam.WelcheSchweizerGe-
meinde hat schon die Chance,
einen chinesischen und einen
amerikanischen Präsidenten für
ein, zwei Tage zu beherbergen?!

Nunentscheidet jadasWEF,
wer eingeladenwird –und
Davos,Graubünden, die
Schweiz tragendieKonse­
quenzen.WürdenSie sich
mehrMitsprachewünschen?
Nein, das WEF ist ein Kongress
und da haben wir wie bei allen
übrigen Kongressen kein An-
recht, auf die Teilnehmerliste
Einfluss zu nehmen. Aber in Be-

zug auf die Sicherheitskosten
habenwir durchausMitsprache-
recht, dort existiert ein klarer
Verteilschlüssel. Im Übrigen se-
henauchwirdieVorteile, die zum
Beispiel die Schweiz aus diesen
Jahrestreffen zieht. Bundesrat
Schneider-Ammann sagte mir
einmal,wenner all die einzelnen
Minister aufsuchen müsste, die
er hier treffen kann, wäre er drei
Monateunterwegs –wennes ihm
denn gelänge, sie zu treffen.

Davosmacht etlicheMillio­
nenUmsatzmit demWEF.Da
hatmanamOrt selberwohl
keineGegner desAnlasses?
Es sind etwa 60Millionen Fran-
ken an Wertschöpfung in der
Schweiz durch das WEF, der
grösste Teil davon in Davos. Die
Bevölkerung steht demWEF tat-
sächlich mehrheitlich positiv
gegenüber.Aber es gibt natürlich

auchLeute, die nicht profitieren,
dafürmit denBegleiterscheinun-
genkonfrontiert sind. Siewerden
alles etwas weniger positiv se-
hen, das ist klar.

Fast schoneinPolitikum ist ja
jeweils diePreisexplosion.
Selbst einBett imMassen­
lagerkostet dasZehnfache.
EinÄrgernis auch für Sie?
Ja, das ist ein Ärgernis, unbe-
stritten. Allerdingsmussman
sagen, dass es eine relativ kleine
Zahl vonBetrieben und Privaten
ist, die hier Grenzen überschrei-
tet. Der allergrösste Teil der
Betriebe arbeitet seriös und
professionell. Als Gemeinde
habenwir da leider keine Ein-
griffsmöglichkeiten; wirmüssen
es hinnehmen, dass es diese
Ausreisser gibt.

Interview: RichardClavadetscher
Tarzisius Caviezel
Landammann von Davos. Bild: PD

Billag
registriert mehr
Verdachtsfälle

Gebühren Seit 2012 ist die Zahl
jener, die vonderGebührenerhe-
bungsstelle Billag verdächtigt
werden, gegen die Meldepflicht
verstossen zu haben, stetig ge-
stiegen. 2017 gab es 2247 Anzei-
gen. Häufig wurden Hinweise
ignoriert, sowohl Fernseher als
auchRadioapparat anzumelden.
Der Anteil der Anzeigen im Ver-
hältnis zu den angemeldeten
Haushalten und Betrieben
liege allerdings «sehr tief», be-
stätigteBillag-SprecherDominik
Müller einen Artikel der «Sonn-
tagszeitung». Was die Zahl der
Mahnungen und Betreibungen
betreffe, so sei die Zahlungsmo-
ral im Zeitraum 2012 bis 2017
«gleichbleibendgut».DieMahn-
quote liegebei 10Prozent.Damit
sei sie vergleichbar, wenn nicht
sogar tiefer als die Mahnquote
bei Krankenkassen.

Vergangenes Jahr leitete die
Billag in 61000 Fällen eine Be-
treibung ein, weil auch dieMah-
nung nicht zumZiel führte. Dies
entsprach einer Gesamtsumme
von24MillionenFranken. Sollte
die Stimmbevölkerung am
4.März Ja zur No-Billag-Initiati-
ve sagen, entfallen die Emp-
fangsgebühren für Radio und
Fernsehen abdem Jahr 2019.Al-
lerdings werde die Billag die of-
fenen Forderungen aus dem al-
ten System auch nach dem 1. Ja-
nuar 2019 eintreiben, teilte das
Bundesamt für Kommunikation
(Bakom) auf Anfragemit.

DieSRGdürftedieNo-Billag-
Abstimmung gemäss den neu-
estenUmfragenüberstehen.Wie
die «Sonntagszeitung» schreibt,
verlangten nun aber auch SRG-
Freundeaus allenParteieneinen
Abbau bei der gebührenfinan-
zierten Medienanstalt. «Es
braucht eine Debatte über den
Servicepublic, dieGrösseunddie
inhaltliche Ausrichtung der
SRG», wird beispielsweise CVP-
PräsidentGerhardPfister zitiert.
Auch die FDP, dieGrünliberalen
und sogar Teile der SP wollen
eine kleinere SRG. Für FDP-Prä-
sidentin Petra Gössi steht schon
jetzt fest, dass dieAbgabe, die ab
nächstemJahrnoch365Franken
pro Haushalt beträgt, «gesenkt
werdenmuss». (sda/red)

So viele wanderten unter demStrich ein (ständige ausländischeWohnbevölkerung)
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